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 Rechtsgrundlagen

C. Hinweise
Anpflanzungen
Für die Bepflanzung werden trockenheitstolerante Arten heimischer und nicht-heimischer 
Arten vorgesehen. Es wird empfohlen, weniger dicht zu bepflanzen und einzelne Baum- 
und Strauchstandorte im Hinblick auf die Wasserverfügbarkeit zu optimieren.
Für die Auswahl der Bäume wird auf die auf die Liste der „Zukunftsbäume für die Stadt“ 
des Bund deutscher Baumschulen (BdB) e. V.  2021 verwiesen. Zur Auswahl der Arten 
wird eine Abstimmung mit der UNB Kreis Olpe empfohlen.

Artenschutz
Der Bauherr / die Bauherrin darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen, die unter anderem für alle 
europäisch geschützten Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle 
Fledermausarten, Kammmolch, Kleiner Wasserfrosch, Laubfrosch, Kreuzkröte,  
Zauneidechse). Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieser 
Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Sollte eine der besonders geschützten 
Arten bei Baumaßnahmen vorgefunden werden, ist die Umweltabteilung der Stadt Olpe 
von dem Fund zu unterrichten und die Baumaßnahme bis auf weiteres zu stoppen. Bei 
Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der §§ 69 ff BNatSchG. 
Die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Olpe kann unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG erteilen, sofern eine 
unzumutbare Belastung vorliegt.
Zum Schutz von Insekten wird auf den „Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von
Außenbeleuchtungsanlagen“ (BfN-Skript Nr. 543) des Bundesamtes für Naturschutz und 
auf das am 01. März 2022 in Kraft getretene Insektenschutzgesetz hingewiesen.

Bodenschutz
Die in Kapitel 4.2 der Begründung genannten Mess-, Überwachungs- und 
Sicherungsmaßnahmen sind von einem nach Bundes-Bodenschutzgesetz zugelassenen 
Fachgutachter, in enger Abstimmung mit dem Fachdienst Umwelt des Kreis Olpe (UBB), 
zu begleiten und zu überwachen.
Weitere Hinweise zum Thema Bodenschutz/Altlasten sind in Kapitel 4.2 der 
Planbegründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 54 „Olpe-Finkenstraße/Am 
Bahnhof" der Kreisstadt Olpe zu entnehmen.

Bodendenkmäler
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) 
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als 
Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe 
(Tel.: 02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die 
Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere 
Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder 
die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist 
(§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem 
Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem 
Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen 
Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der 
Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 
Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NW).

Grundwassermessstellen
Die Messstellen sind für die Dauer der Beprobungen praktisch (Pflege/Wartung; Schutz 
gegen mechanische Beschädigung; jederzeit zugänglich, Schutz gegen unberechtigten 
Zugriff) und rechtlich (Verpflichtung zur Pflege/Wartung der Messstellen; Sicherung Zu- 
trittsrecht) zu sichern. Sofern durch die Baumaßnahmen eine oder auch mehrere 
GW-Messstellen nicht erhalten werden können, so ist mit dem Kreis Olpe (UBB) 
abzustimmen, ob ein Ersatz der betroffenen Messstelle(n) erforderlich ist. Grundsätzlich 
ist ein Rückbau bzw. die Beseitigung oder der Ersatz einer der Messstellen abzustimmen.
Weitere Informationen sind der Planbegründung Kapitel 4.2 zu entnehmen sowie der 
Sanierungsuntersuchung gem. § 13 Abs. 1 BBodSchG, Altstandort „Am Bahnhof“ in Olpe, 
der Sakosta GmbH (Anlage 1).

Kampfmittel
Es gibt konkrete Hinweise auf den Verdacht von Kampfmitteln im Änderungsbereich. 
Entsprechend muss das Plangebiet vor Baubeginn mittels Oberflächendetektion sondiert 
werden. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird zusätzlich eine 
Sicherheitsdetektion empfohlen. Für den Fall, dass im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Anomalien vorgefunden werden, die mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 
Kampfmittelblindgänger deuten, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit einzustellen und 
umgehend die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der zuständige 
Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen. 

Oberflächenwasser
Das vorliegende hydrogeologische Gutachten zur Versickerungsfähigkeit (GTB GbR: 
Hydrogeologisches Gutachten zur Versickerungsfähigkeit, September 2010), welches für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 54 erstellt wurde, sagt aus, dass keine 
Versickerung der Niederschlagswässer möglich ist. Die Niederschlagswässer sind daher 
in die bestehende Kanalisation einzuleiten.
Bezüglich der Abführung des anfallenden Niederschlagswassers in das 
Oberflächengewässer wird auf die Klärung der Niederschlagswasser gemäß dem 
Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (IV-9 031 001 2104 – vom 26.5.2004) „Anforderungen an die 
Niederschlagsentwässerung im Trennverfahren“ hingewiesen. Darüber hinaus sind die in 
Kapitel 2.4 der Begründung genannten Maßnahmen im Umgang mit Oberflächenwasser 
zu berücksichtigen.
Wird bei der Umsetzung von Maßnahmen Oberflächenwasser in die Bigge eingeleitet, ist 
der für die Biggetalsperre zuständige Talsperrenbetrieb Süd in 57439 Attendorn-Neu- 
listernohl, Birkenfeld 9, Tel. 02722/7069-0 und E-Mail rst@ruhrverband.de zu beteiligen.

Versorgungsleitungen
Auskünfte zu Versorgungsleitungen sind grundsätzlich, zum jeweiligen Zeitpunkt vor
Maßnahmenbeginn, neu einzuholen.

 A. Planzeichenerklärung nach § 9 BauGB
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2. Änderung des
Bebauungsplans Nr. 54
"Olpe-Finkenstraße/ Am Bahnhof"

7. Natur, Landschaft, Umwelt
(§ 9 (1) Nr. 25a und b BauGB)

7.1 Begrünung von Dachflächen
Flache sowie flach geneigte Dächer (bis 15°) sind, soweit brandschutztechnische 
Bestimmungen nicht entgegenstehen, mit einer standortgerechten Vegetation 
mindestens extensiv zu begrünen. Von der Dachbegrünung ausgenommen sind 
Dachflächen bestehender Gebäude, Flächen die der Belichtung dienen, technische 
Aufbauten und Flächen für Anlagen für regenerative Energiegewinnung soweit sie 
gemäß anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. Die 
Vegetationstragschicht muss im Mittel mindestens 6 cm stark sein.

7.2 Artenschutz: Abriss- und Umbauarbeiten
Bei Abriss- und Umbauarbeiten außerhalb der Brutsaison von geschützten Vögeln und 
Säugetieren, gibt es keine weiteren Vorgaben. Sollten die Arbeiten während der 
Brutsaison stattfinden, ist eine baubiologische Begleitung notwendig. Es ist darauf zu 
achten, dass manche Tierarten, z.B. Vogelarten, bereits im Januar/Februar beginnen 
Brutquartiere zu suchen und zu besetzen, das eigentliche Brutgeschäft aber erst später 
beginnt. 

Sonstige Darstellungen

B. Planungsrechtliche Festsetzungen
1. Flächen für Gemeinbedarf 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Auf den Gemeinbedarfsflächen sind nur bauliche Anlagen, Einrichtungen und Nutzungen 
zulässig, die der öffentlichen Verwaltung und Museen dienen. 

Auf der Fläche für Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung öffentliche Verwaltung und 
Museum sind folgende Anlagen und Einrichtungen zulässig:
1. Öffentliche Verwaltungsgebäude, Rathaus
2. Museen
3. Museen dienende und untergeordnete Museums-Shops 
4. Museen dienende und untergeordnete gastronomische Einrichtungen wie 

Cafés

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Höhe baulicher Anlagen - Gebäudehöhe (§ 18 BauNVO)
Die maximale Gebäudehöhe (GH max.) wird auf 333 Meter üNHN festgesetzt. Ein 
Überschreiten der Höhenfestsetzung durch technische Aufbauten wie Aufzugsschächte, 
Schornsteine, Antennenanlagen oder Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie ist 
zulässig.

Grundflächenzahl (§ 17 und § 19 BauNVO)
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf den Flächen für Gemeinbedarf mit 0,8 festgesetzt. 

3. Baugrenzen und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

     Überbaubare Flächen (§ 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Baugrenzen festgesetzt, innerhalb 
derer die baulichen Anlagen platziert werden dürfen. 

4. Stellplätze und Tiefgarage
(§ 12 BauNVO i. V. m. § 9 (1) Nr. 4 BauGB)

4.1 Stellplätze (§ 12 (6) BauNVO)
Oberirdische Stellplätze sind innerhalb der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen und auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4.2 Tiefgarage (§ 12 (4) BauNVO)
Innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen sind unterhalb der 
Geländeoberfläche Stellplätze und Garagen sowie zugehörige Nebeneinrichtungen 
zulässig.

5. Nebenanlagen 
(§ 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

Außer den in den §§ 2 bis 13 genannten Anlagen sind auch untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und die seiner 
Eigenart nicht widersprechen.
Nebenanlagen sind innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

6. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Zum Schutz vor Außenlärm für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind die 
Anforderungen der Luftschalldämmung nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 
1: Mindestanforderungen“, Ausgabe Januar 2018 [6] einzuhalten. Die erforderlichen 
gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges­ der Außenbauteile von 
schutzbedürftigen Räumen ergeben sich nach DIN 4109-1 unter Berücksichtigung des 
maßgeblichen Außenlärmpegels La gemäß des schalltechnischen Prognosegutachetens 
2011 für die freie Schallausbreitung und der unterschiedlichen Raumarten nach 
Gleichung (6) gemäß DIN 4109-1 mit: 

R'w,ges = La - KRaumart 

KRaumart = 35 dB für z.B. Büroräume
La der Maßgebliche Außenlärmpegel nach Punkt 4.4. 5 DIN 4109-2 [6]

Mindestens einzuhalten sind: 
R'w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und 
Ähnliches.
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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 54 „Olpe-Finkenstraße / Am Bahnhof“ Kreisstadt Olpe 

Lage des Plangebietes
Quelle: www.tim-online.nrw.de

 Übersichtsplan

ENTWURF

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Einfahrtsbereich

Symbol: Grundwassermessstelle

GWM 1

Planung
Dieser Plan ist von der LOTH STÄDTEBAU UND 
STADTPLANUNG, Siegen erarbeitet worden.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Öffentliche Auslegung
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Begründung 
haben aufgrund der öffentlichen Bekanntmachung am 
___________ gem. § 3 (2) BauGB in der Zeit vom ___________ 
bis einschließlich ___________ öffentlich ausgelegen.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Satzungsbeschluss
Dieser Plan wurde von der Stadtverordneten- versammlung der 
Kreisstadt Olpe am ___________ gem. § 10 (1) BauGB als 
Satzung beschlossen.

Olpe, ___________

gez. Peter Weber
Bürgermeister

gez. Tobias Schulte
Schriftführer

Beschluss zur öffentlichen Auslegung
Der Ausschuss „Umwelt, Planen, Bauen“ der Kreisstadt Olpe hat 
am ___________ dem Entwurf der Bebauungsplanänderung 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 
sowie die Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB beschlossen.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Planaufstellungsbeschluss und frühzeitige Öffentlichkeits- 
sowie Behördenbeteiligung

Der Ausschuss „Umwelt, Planen, Bauen“ der Kreisstadt Olpe hat 
am ___________ die Aufstellung der Bebauungsplanänderung 
gem. § 2 (1) BauGB und die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 3 (1) BauGB sowie die frühzeitige Behördenbeteiligung 
gem. § 4 (1) beschlossen. Dieser Beschluss wurde am 
___________ öffentlich bekannt gemacht.

Es bestand die Möglichkeit, sich innerhalb der vorgenannten Frist 
zur Planung zu äußern. Darüber hinaus bestand die Möglichkeit, 
sich im Internet unter www.stadtplanung.olpe.de über die 
Planungen zu informieren und innerhalb der vorgenannten Frist 
elektronisch eine Stellungnahme abzugeben.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Behördenbeteiligung
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. 
§ 4 (2) BauGB am Verfahren beteiligt worden.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Inkrafttreten des Plans
Der Beschluss über die Bebauungsplanänderung sowie Ort und 
Zeit der Einsichtnahme in den Plan sind gem. § 10 (3) BauGB am 
___________ öffentlich bekannt gemacht worden. Mit der 
Bekanntmachung ist der Plan in Kraft getreten.

Olpe, ___________

Der Bürgermeister
I. V.

gez. Judith Feldner
Technische Beigeordnete

Geometrische Eindeutigkeit
Es wird bescheinigt, dass die Planunterlage den Anforderungen 
des § 1 der Planzeichenverordnung entspricht und die Festlegung 
der städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig ist, soweit es 
den katastermäßigen Bestand der Liegenschaftskarte am 
___________ betrifft.

Olpe, ___________

Kreis Olpe,
Der Landrat
I. A.

gez. Werner Figge
Kreisvermessungsdirektor
            
                                                                         

D. Nachrichtliche Übernahme

Denkmalschutz
Südlich des Plangebietes befindet sich das eingetragene Denkmal Kreuzkapelle, Straße 
„Am Bratzkopf“. 

Plangröße 1050 x 841 mm

Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)0,8
GRZ

4. Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche GrünflächenÖ

Ö

Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummern und 
Vermessungspunkten

629

Bestandsgebäude mit Hausnummern
3

Flur 10

3
4

1
8

6
0

0
3
4
1
8
6
0
0

3
4

1
8

6
5

0
3
4
1
8
6
5
0

3
4

1
8

7
0

0
3

4
1

8
7

0
0

3
4

1
8

7
5

0
3

4
1

8
7

5
0

3
4

1
8

8
0

0
3

4
1

8
8

0
0

3
4

1
8

8
5

0
3

4
1

8
8

5
0

3
4

1
8

9
0

0
3
4
1
8
9
0
0

3
4

1
8

9
5

0
3
4
1
8
9
5
0

5655100

5655150

5655200

5655250

5655300

5655350

5655400

5655450

5655500

5655550

5655600

5655650

5655700

5655750

5655800

5655850

5655900

5655950

5655100

5655150

5655200

5655250

5655300

5655350

5655400

5655450

5655500

5655550

5655600

5655650

5655700

5655750

5655800

5655850

5655900

5655950

Bahnhof

Realschule

Sporthalle

Kl„ranlage

Rathaus

Altes

Lyzeum

Freizeitbad Olpe

Kreuzkapelle

Parkplatz

p

W
e
g

A
m

 F
in

ke
nh

a
g
en

Parkplatz

D
ie Bigge

W
e
g

D
ie Bigge

Eisenbahn

Unterm Finkenhagen Seeweg

A
m

 B
a
hnho

f

Va
le

nt
in

sw
eg

L 512

A
m

 B
a
hnho

f

Finkenstraáe

Die Olpe

Parkplatz

Am Bratzkopf

Am Bratzkopf

D
ie Bigge

Parkplatz

A
m

 B
a
hnho

f

Biggestraße

Finkenstraße

Tannenbergstraße

Tannenbergstraße

Franziskaner Straße

Bruchstraße  L512

W
est

fäl
isc

he
 St

raß
e

W
int

erb
erg

str
aß

e

W
üstenpforte

In der W
üste

Garten
feld

er S
traße

Bahnhofstraße

Mühlenstraße

Mühlenstraße

Zufahrt

Zufahrt

T
o
r

Z
u
fa

h
rt

Le
ip

la
n
ke

W
e
g

km 0.760

Z
u
fa

h
rt

W
e
g

T
o
r

B
u
sh

a
lte

ste
lle

Zufahrt

Zufahrt

P
a
rk

p
la

tz

Z
u
fa

h
rt

Parkplatz

Parkplatz

DN 800

DN 300

P
a
rkfl„ch

e

Lagerplatz

Lagerplatz

Lagerhalle

B•ro

Zufahrt

Zufahrt

Parkplatz

BP

Parkplatz

Ein
fahrt

Einfahrt

T
o
r

L

G
FL

G
FL

#8.0

#3.0

#12.0

#30.0

#63.0

#3.0

#12.0
#3.0

#6.0

#26.0

#26.0

#10.0 #3.0

#28.0

#29.7

#3.0

#7.0

#3.0
#11.0

#3.0

#3.0#3.0

#14.0

#5.0

#5.0

#15.0
#6.5

#3.0

#3.0
#15.0

#3.0

#10.0

#30.0

#26.0

#26.0

#15.0

#5.0
#15.0

#3.0

#8
.0

#40.0

#10.0

#1
5.0

#15.0

#6.0 #2.0 #15.0

#54.6

#3.0 #3.0
#15.0

#3.0

#15.0

#17.0

#15.0

#15.0

#5.5#3.0
#14.0

#5.5

#5.5

#15.0

#3.5

#3.0
#5.0

#21.0
#6.5

#3.8 #8.8
#3.8

#1.5

#97.0

#3.0

#20.0

#3.0

#3.6

#5.0
#14.0

#13.3
#12.0

#2.0
#5.0

#5.5
#5.0

#3.0 #10.7
#20.0

#3.0

#3.0

#55.0

#9.2

#51.0

#3.8

#58.5 #33.0

Ü

Ü

Ü

WA 2
WA 1.1

2

1SO

II

I

III

MI 1.1

MI 1.4

BÖ
SC

H
U

N
G

P+R

P 3

P 2

I

II

II

MI 1.3

WA 1.2

WA 1.3

MK 1.1
III

MI 1.2

PLANSTRASSE A

PLANSTRASSE B

WA 3

II

MK 1.2

U
FERBÖ

SC
H

U
N

G

MI 2

Ö

Ö

Ö

1

1

SO2

Ö

St

St

St

St

St

LH mind. 
3,0 m

Hinweis:
RBB

geplant

St

LSW

St

St

P 1

St

StSt
St

St

H = 3,0 m über

      OK Strassengradiente

L = 35,0 m

Hinweis:
RÜB

Bestand

LH mind. 
3,0 m

St

P 1

St

WA WA1 (1.1, 1.2, 1.3) 2, 3 MI 1.1 MI 1.2, 1.3 MI 1.4 MI 2

MK1.1, 1.2 SO 1 SO 2

Nutzungsschablone

II

- s. textl. Festsetzg. -

SD

o

0,4

- s. textl. Festsetzg. -

SD

PD
max. 20°

- s. textl. Festsetzg. -

IIo

0,6

II

0,6

10°- 25°

- s. textl. Festsetzg. -

III

0,8
FHmax
327,0m
 ü.NN

- s. textl. Festsetzg. -

SD

0,8

o

SD
25°- 45° 25°- 45°

- s. textl. Festsetzg. -

IIIo

0,6

- s. textl. Festsetzg. - - s. textl. Festsetzg. -

II

0,8 0,8

FD

- s. textl. Festsetzg. -

SD/PD

FD

25°- 45°

max. 20°
PD

25°- 45°

II

Zahl der Vollgeschosse:

siehe Plan
MK 1.1, 1.2

Zahl der Vollgeschosse:

siehe Plan
SO 2

FD

SD/PD
max. 25° max. 25°

311,82

316,32

312,47

312,10

ERKLÄRUNG DER PLANZEICHEN
1. Art der baulichen Nutzung
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4, 6 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
gemäß § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23  BauNVO

4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des 
öffentlichen und privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf, 
Flächen für Sport- und Spielanlagen
gemäß § 9 Abs.1 Nr.5 und Abs.6 BauGB

gemäß § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

gemäß § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB

5. Verkehrsflächen

6. Grünflächen

gemäß § 9  Abs.1 Nr.16 und Abs.6 BauGB

7. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz 
und die Regelung des Wasserabflusses

gemäß § 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
8. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

gemäß § 9 Abs.7 BauGB

gemäß § 16 Abs.5 BauNVO

gemäß § 9 Abs.5 BauGB

gemäß § 9 Abs.6 BauGB

10. Kennzeichnung

11. Nachrichtliche Übernahmen

9. Sonstige Planzeichen

gemäß § 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB

gemäß § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB

Sonstige Sondergebiete

Allgemeine Wohngebiete

Mischgebiete

Kerngebiete

(siehe Textliche Festsetzungen 1.)

(siehe Textliche Festsetzungen 1.)

(siehe Textliche Festsetzungen 1.)

(siehe Textliche Festsetzungen 1.)

Wandhöhe

Grundflächenzahl (GRZ)

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstgrenze

Firsthöhe, als Höchstgrenze

Zahl der Vollgeschosse,  zwingend

nur Hausgruppen zulässig

offene Bauweise

Baulinie

Baugrenze

unterirdische Baugrenze

Hauptfirstrichtung

abweichende Bauweise

Flächen für den Gemeinbedarf

Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen

Zweckbestimmung:

öffentliche Verkehrsflächen

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zentraler Omnibusbahnhof (ZOB)

Baumallee
Hinweis:

Strassenbegrenzungslinie, auch gegenüber
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Verkehrsberuhigter Bereich

Fußgängerbereich

Parkplatz

Zweckbestimmung:

Park & Ride-Parkplatz

öffentliche Grünfläche

private Grünfläche

Zweckbestimmung:

UFERBÖSCHUNG Uferböschung 

Böschung BÖSCHUNG

Wasserflächen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (siehe Textliche Festsetzungen 5.)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (siehe Textliche Festsetzungen 5.)

überbaubare Verkehrsfläche

Lärmpegelbereiche IV

Lärmpegelbereich V

Straßengradiente mit Höhenangaben

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Satteldach/ Pultdach

Umgrenzung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen
belastet sind 

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen

Überschwemmungsgebiet

Bahnanlagen

Flächen mit noch gewidmeten Bahnanlagen

Lärmschutzwand, Höhe = 3,0 m ü. Oberkante Strassengradiente, Länge = 35,0 m

oberirdische Stellplätze

Umgrenzung von Flächen für oberirdische Stellplätze (siehe Textliche Festsetzungen 3.)

Maßnahmen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(siehe Textliche Festsetzungen 4.)
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GEOMETRISCHE EINDEUTIGKEIT

PLANAUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
UND FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITS- 
SOWIE BEHÖRDENBETEILIGUNG

PLANUNG

BESCHLUSS ZUR ÖFFENTLICHEN
AUSLEGUNG

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG SATZUNGSBESCHLUSS

BEHÖRDENBETEILIGUNG

Dieser Plan ist vom Planungsbüro

erarbeitet worden.

Aachen, den 12.03.2012

Der Ausschuss Umwelt, Planen, Bauen der Kreisstadt Olpe  
hat am  20.03.2012  dem Entwurf des Bebauungsplanes 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung
gem. § 3 (2) BauGB sowie die Behördenbeiligung 
gem § 4 (2) BauGB beschlossen.

Olpe, den 26.03.2012

Der Bürgermeister 
i.V.

Technischer Beigeordneter

INKRAFTTRETEN DES PLANES

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Olpe
hat am 17.09.2009 die Aufstellung des Bebauungsplanes
gem. § 2 (1) BauGB und die frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung gem. § 3 (1) BauGB sowie die frühzeitige 
Behördenbeteiligung gem § 4 (1) BauGB beschlossen. 
Der Beschluss wurde am 02.07.2010 öffentlich bekannt 
gemacht. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
hat stattgefunden vom 13.07. - 16.08.2010.
Die frühzeitige Behördenbeteiligung hat
stattgefunden.

Olpe, den 07.03.2012

Der Bürgermeister 
i.V.

Technischer Beigeordneter

Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung 
haben aufgrund der öffentlichen Bekanntmachung am 
28.03.2012 gem. § 3 (2) BauGB in der 
Zeit vom 10.04.2012 bis einschließlich
11.05.2012 öffentlich ausgelegen.

Olpe, den 11.06.2012 

Der Bürgermeister 
i.V.

 

Technischer Beigeordneter

Dieser Plan wurde von der Stadtverordnetenversammlung 
der Kreisstadt Olpe  am 27.06.2012 gem. § 10 (1) BauGB 
als Satzung beschlossen.

Olpe, den 24.08.2012

Bürgermeister                  Schriftführer

Es wird bescheinigt, dass die Plangrundlage den 
Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung 
entspricht und die Festsetzungen der städtebaulichen 
Planung geometrisch eindeutig sind, soweit es den 
katastermäßigen Bestand der Liegenschaftskarte 
am 05.04.2012 betrifft.

Olpe, den 27.04.2012 

Kreis Olpe
Der Landrat
Im Auftrag

(Figge)
Kreisvermessungsdirektor

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind gem. § 4 (2) BauGB am Verfahren beteiligt worden.

Olpe, den11.06.2012 

Der Bürgermeister 
Im Auftrag

 

Technischer Beigeordneter

Der Beschluss über den Bebauungs-
plan sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme in den Plan 
sind gem. § 10 (3) BauGB am 30.08.2012 öffentlich 
bekannt gemacht worden. Mit der Bekanntmachung 
ist der Plan in Kraft getreten.

Olpe, den 03.09.2012 

Der Bürgermeister 
Im Auftrag

Technischer Beigeordneter

Dieser Plan enthält Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2011 (BGBl. I 
S. 1509), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und der Auswei-
sung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 
22.04.1993 (BGBI. I S. 466) und der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256 / SGV NRW 232), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW. S. 272). 
 
 
I Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.  Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

1.1 Sondergebiet SO 1 – Großflächiger Einzelhandelsbetrieb gemäß § 11 (1, 2) BauNVO 
Das Sondergebiet SO 1 dient der Unterbringung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes. 

 
Zulässig sind: 
Ein  großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit einer Verkaufsfläche von maximal 2.100 m² mit den Sorti-
menten Gartenbedarf, Gartenmöbel, Freilandpflanzen, Sämereien/ Düngemittel/ landwirtschaftlicher Bedarf, 
Baustoffe, Tierzucht- und Heimtierbedarf inklusive eines Backshop/Cafés bis zu einer Größe von 
max. 100 m². Auf maximal 800 m² der Verkaufsfläche dürfen sonstige Sortimente angeboten werden.  
 

 
1.2 Sondergebiet SO 2 – Großflächiger Einzelhandelsbetrieb gemäß § 11 (1, 2) BauNVO 

Das Sondergebiet SO 2 dient der Unterbringung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes. 
  

Zulässig sind: 
Ein  großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit einer Verkaufsfläche von maximal 2.000 m² mit den Sorti-
menten der Warengruppe Elektrowaren. Auf maximal 200 m² der Verkaufsfläche dürfen sonstige Sortimente 
angeboten werden. 
 

 
1.3 Kerngebiet MK 1 mit den Teilbereichen MK 1.1 und MK 1.2 gemäß § 7 BauNVO 

Gemäß § 1 (4) und (5) BauNVO sind innerhalb des Kerngebietes die nachfolgenden gemäß § 7 (2) 
BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 
Nr. 2 Vergnügungsstätten, 
Nr. 5 Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen. 
 
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind innerhalb des Kerngebietes die gemäß § 7 (3) (Nr.1) BauNVO aus-
nahmsweise zulässigen Tankstellen, die nicht unter § 7 (2) Nr. 5 fallen, nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanes. 
 
Innerhalb des Kerngebietes sind sonstige Wohnungen nur im Teilbereich MK 1.2 und nur ab dem 
1. Obergeschoss allgemein zulässig. 
 
Innerhalb des Kerngebietes sind Einzelhandelsbetriebe, die Waren und/ oder Dienstleistungen zur Er-
regung sexueller Bedürfnisse oder deren Befriedigung anbieten und Bordelle sowie bordellartige Be-
triebe und Einrichtungen nicht zulässig. 
 

 
1.4 Mischgebiete MI 1 mit den Teilbereichen MI 1.1, MI 1.2, MI 1.3 und MI 1.4 und 2 gemäß § 6  

BauNVO 
Gemäß § 1 (4) und (5) BauNVO sind innerhalb der Mischgebiete MI 1 und 2 die nachfolgenden gemäß 
§ 6 (2) BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 
Nr. 6 Gartenbaubetriebe, 
Nr. 7 Tankstellen, 
Nr. 8 Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO. 
 
Einzelhandelbetriebe sind nur im Teilbereich MI 1.1 und im MI 2 zulässig. 

Lärm- 
pegel- 
bereich 

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 

dB(A) 

Erf. R’w, res  
des Außenbauteils in dB 

 
Wohn- und 

Übernachtungsräume, 
Unterrichtsräume 

und ähnliches 

Erf.R ’w, res 
des Außenbauteils in dB 

 
Büroräume¹ 

und ähnliches 

III 61 – 65 35 30 
IV 66 – 70 40 35 
V 71 – 75 45 40 
VI 76 - 80 50 45 

¹ An Außenbauteilen von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen 
untergeordneten Beitrag zum Innenpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 

 
Als  Mindestanforderung für alle sonstigen Fassaden gilt Lärmpegelbereich III (maßgeblicher Außen-
lärmpegel 61-65 dB (A), erf. R ’w, res Büroräume 30 dB, erf. R’w, res Wohnräume 35 dB). 
 
 

 
4. Erhaltungs- und Pflanzmaßnahmen gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b BauGB 

4.1 Gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB sind innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flächen mit “Bindungen 
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen” die 
bestehenden Bäume, Sträucher und sonstigen Bepflanzungen zu erhalten. Bei Verlust einzelner Bäu-
me bzw. Sträucher ist jeweils als Ersatz ein Baum bzw. Strauch gemäß der Pflanzliste unter Punkt V zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

4.2 Gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB sind innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flächen zum „Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ eine 1,0 m breite Schnitthecke mit einer Min-
desthöhe von 1,2 m zweireihig versetzt mit 7 Pflanzen pro Meter Hecke in Verbindung mit 6 
großkronigen Laubbäumen (Bäume: 3x verpflanzte Ware, Stammumfang in 1 m Höhe mindestens 20-
25 cm) gemäß der Pflanzliste unter Punkt V zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  

4.3 Gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB sind innerhalb der privaten Grünflächen P 2 und 3 beidseitig der Plan-
straße A jeweils fünf Eichen gemäß der Pflanzliste unter Punkt V (3x verpflanzte Ware, Stammumfang 
in 1 m Höhe mindestens 20-25 cm) alleeartig zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene 
Bäume sind in die Reihe zu integrieren.  

4.4 Gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB sind innerhalb der Sondergebiete SO 1 und 2, des Mischgebietes 
MI 1.1, des Kerngebietes MK 1.2 sowie innerhalb der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
„Parkplatz“ und „P+R“ je 8 Stellplätze ein großkroniger Laubbaum gemäß der Pflanzliste unter Punkt V 
(3x verpflanzte Ware, Stammumfang in 1 m Höhe mindestens 20-25 cm) zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten.  

4.5 In den Allgemeinen Wohngebieten und den Mischgebieten sind die nicht überbauten und nicht der 
Erschließung dienenden F lächen mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Laubbäumen, Laub-
sträuchern und bodendeckender Bepflanzung dauerhaft zu begrünen. Je 300 m² nicht überbauter Flä-
che sind mindestens ein Laubbaum 1. Ordnung (3x verpflanzte Ware, Stammumfang in 1 m Höhe min-
destens 20-25 cm) oder zwei Laubbäume 2. Ordnung (Stammumfang in 1 m Höhe mindestens 18-20 
cm) gemäß der Pflanzliste unter Punkt V zu pflanzen. 

4.6 Flache sowie flach geneigte Dächer (bis 15°) sind, soweit brandschutztechnische Bestimmungen nicht 
entgegenstehen, mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu begrünen. Von der 
Dachbegrünung ausgenommen sind Dachflächen bestehender Gebäude, Flächen die der Belichtung 
dienen, technische Aufbauten und F lächen für Anlagen für regenerative Energiegewinnung soweit sie 
gemäß anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. Die Vegetationstragschicht muss im 
Mittel mindestens 6 cm stark sein.  

4.7 Auf T iefgaragendecken oder anderen unterirdischen Gebäudetei len ist - soweit sie nicht überbaut wer-
den - eine Vegetationsfläche mit Bodendeckern und Sträuchern fachgerecht aufzubauen.  
 
 

 
5 Bedingte Festsetzungen gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB 

Planfestgestellte Flächen 
Innerhalb der Flächen im gekennzeichneten Bereich werden die festgesetzten Nutzungen erst mit 
Wirksamkeit des Freistellungsbescheides gemäß § 23 AEG zulässig. 

 
 

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
gemäß § 9 (4) BauGB i. V. mit § 86 (4) BauO NRW 

 
1. Dächer 

1.1 Dacheindeckung  
Für die Dacheindeckung s ind nur schwarze, schiefer- und dunkelgraue oder dunkelbraune Materialien 
entsprechend der nachfolgend genannten Farben des RAL-Registers 840-HR zuläss ig: 

- Schwarz (ähnlich wie Nr. 8022, 9004, 9005 und 9011), 
- Schiefer- oder dunkelgrau (ähnlich wie Nr. 7015, 7016 und 7021), 
- Dunkelbraun (ähnlich wie Nr. 8014, 8019 und 8028). 
Die gesamten Dachflächen eines Gebäudes sind in derselben Farbe auszuführen. 

Ausnahmsweise ist bei Flachdächern eine Abdichtung mit Materialien in abweichender Farbe zulässig. 

Die Verwendung von glänzenden oder glasierten Material ien ist unzulässig. Ausgenommen hiervon 
sind Zinkeindeckungen, untergeordnete Glasflächen bzw. glasähnliche Flächen sowie Anlagen zur re-
generativen Energiegewinnung. 

 
 
2. Außenwände 

Für die Außenwandflächen sind als Material nur Putz, Sichtmauerwerk, Sichtbeton, Naturstein, Holz 
sowie gestrichene oder geschlämmte Oberflächen entsprechend der nachfolgend genannten Farben 
des RAL-Registers RAL 840-HR (seidenmatt) zulässig: 
- Hell Sandfarben (ähnlich wie Nr. 1013 und 1014), 
- Weiß (ähnlich wie Nr. 9001, 9003 und 9016), 
- Hellgrau (ähnlich wie Nr. 7047, 9002 und 9018). 
Untergeordnete Fassadenbereiche sind auch in Farbnuancen der o. g. Farben zulässig. 

Die Verwendung von glänzenden oder glasierten Material ien ist unzulässig. 

Für untergeordnete bauliche Anlagen sind darüber hinaus Glas bzw. glasähnliche Materialien zulässig. 

In den Sondergebieten SO 1 können ausnahmsweise Außenwände des Bestandsgebäudes auch aus 
Metall ausgeführt werden. 

 
 
3. Fassadengliederung 

Innerhalb der Sondergebiete und der Kerngebiete sind Fassadenflächen, die zu den öffentlichen Ver-
kehrsflächen ausgerichtet sind, mindestens alle 20 m mit vertikalen, durchsichtigen Bändern aus Glas 
bzw. glasähnlichen Materialien zu gliedern. 

Die Glasflächen in den Erdgeschossen sowie die vertikalen Bänder dürfen nicht durch Verk leben oder 
dergleichen undurchsichtig gemacht werden. Dies gilt nicht für kurzfristige Sonderveranstaltungen. 

Innerhalb der Sondergebiete, des Kerngebietes sowie des Mischgebietes sind Fassadenflächen, die 
auf einer Länge von 10 m keine Fassadenöffnungen erhalten, mit Kletterpflanzen oder vorgelagerten 
Gehölzpflanzungen zu begrünen.  
 
 

4. Dachaufbauten 
In allen festgesetzten Baugebieten darf die Traufe durch Lüftungs- und Aufzugsbauten, Lichtkuppeln, 
sonstige technisch notwendige Dachaufbauten sowie Anlagen für regenerative Energiegewinnung um 
maximal 2,0 m überschritten werden. In den festgesetzten Sondergebieten, dem Kerngebiet sowie in 
dem Mischgebiet sind solche Technikaufbauten um mindestens 1,0 m von der darunterl iegenden Ge-
bäudeaußenwand zurückzusetzen. 
Die Traufe ist der Schnittpunkt von Außenwand und Dachhaut. 
 
Technische Dachaufbauten mit Ausnahme von Anlagen für regenerative Energiegewinnung sind archi-
tek tonisch angepasst an die Fassadengestaltung des zugehörigen Gebäudes zu verkleiden.  
 
Dachüberstände von Satteldächern dürfen an der Traufe und am Ortgang 0,6 m nicht überschreiten. 
 
Dachaufbauten und -einschnitte müssen auf die Fassadengliederung Bezug nehmen. 
 
Die Gesamtlänger von  einzelnen Dachaufbauten und -einschnitte darf je Traufseite insgesamt nur 60 % 
der Firstlänge betragen. Die Breite der einzelnen Dachaufbauten darf am äußeren Fußpunkt 3,0 m 
nicht überschreiten. Der Abstand von Dachaufbauten und -einschnitte zu den Außenkanten von Gie-
belwänden oder Zwerchhäusern sowie anderen Aufbauten oder Einschnitten muss mindestens 1,5 m 
betragen. 
 

 
5. Einfriedungen 

Innerhalb der Sondergebiete, des Kerngebietes sowie den Teilbereichen des Mischgebietes MI 1.2 und 
1.3 sind entlang der öffentlichen Verkehrsflächen Einfriedungen nicht zulässig.  
 
Innerhalb der Wohngebiete sind als Einfriedungen zum öffentlichen Raum ausschließlich Laubhecken 
oder offene Einfriedungen (Zäune) bis zu einer Höhe von 1,2 m zulässig. Offene Einfriedungen s ind mit 
Laubhecken zu hinterpflanzen oder mit Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen (z.B. Efeu, Knöterich, 
Wein, Blauregen) zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. 

 
 
6. Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind ausschließlich am Ort der Leistung zulässig. Ausgenommen hiervon sind Werbepy-
lone.  

 
6.1 Höhe und Größe der Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind mit einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. 
Die Gesamtfläche aller Werbeanlagen an einem Gebäude darf 0,3 m² je lfd. m Frontlänge des Gebäu-
des nicht überschreiten. 
Werbeanlagen dürfen in ihrer Anordnung die Unterkante der Fenster des 1. Obergeschosses nicht 
überschreiten und müssen sich der Gliederung der Fassaden unterordnen. 
Im Sondergebiet SO 1 sind Werbeanlagen als nicht hinterleuchteter Schriftzug auf der Fassade an dem 
Bestandsgebäude oberhalb des 1. Obergeschosses in einer Höhe von bis zu maximal 1,20 m zulässig.  
 
 

6.2 Unzulässige Anlagen 
- Blinklichtanlagen, 
- Wechsellichtanlagen, 
- Lauflichtanlagen, 
- Projektoren und Monitore aller Art, 
- angestrahlte Anlagen, wenn die Lichtquelle bewegt oder die Helligkeit verändert wird,  
- Anlagen mit der Möglichkeit Motive zu wechseln (Wendeanlagen) und Kombinationen solcher Anla-

gen. 
 

6.3 Werbepylone 
Ausschließlich in dem Teilbereich des Mischgebietes MI 1.1 sowie in den Sondergebieten SO 1 und 
SO 2 sind feststehende Werbepylone außerhalb von Gebäuden zulässig. Die Pylone dürfen eine Höhe 
von 6,0 m und eine Grundfläche von 2 m² nicht überschreiten. Die daran befes tigten Werbeanlagen 
dürfen eine maximale Länge von 3,0 m nicht überschreiten. 

 
  
III Nachrichtliche Übernahmen 

gemäß § 9 (6) BauGB 
 

Denkmalschutz 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich das eingetragene Denkmal Kreuzkapelle, Straße „Am 
Bratzkopf“. 
 
Bahnanlagen 
Die im Bebauungsplan nachrichtl ich übernommenen Flächen mit noch gewidmeten Bahnanlagen sind 
planfestgestel lte Flächen nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG).  
 

 
 

IV Hinweise 
 
1. Denkmalschutz  

Bei Bodeneingriffen ist mit der Aufdeckung archäologischer Substanz (Bodendenkmal) zu rechnen. Ei-
gentümer / Bauherrn / Leiter der Arbeiten werden ausdrück lich auf die Beachtung der §§ 15 (Aufde-
ckung von Bodendenkmalen) und 16 DSchG NW (Verhalten bei der Aufdeckung von Bodendenkmalen) 
hingewiesen. 

 
2. DIN-Normen 

Es wird darauf hingewiesen, dass die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
genannten DIN-Normblätter dem Original der Begründung als Anlage beigefügt werden und zudem bei 
der Unteren Bauaufsichtsbehörde der Kreisstadt Olpe mit dem Bebauungsplan zur Einsichtnahme be-
reitliegen. 
 

3. Äußere Gestaltung 
Die Informationskarten des Registers RAL 840-HR (seidenmatt) -Ausgabe 1999- werden bei der unte-
ren Bauaufsichtsbehörde der Stadt Olpe bereitgehalten. 
 

4. Eisenbahnbetrieb 
Im unmittelbar an die Bahnanlagen grenzenden Bereich des Plangebietes sind alle baulichen Verände-
rungen durch Bauantragsunterlagen der Deutschen Bahn (DB) vorzulegen. 
 
Anpflanzungen im an die Bahnanlagen grenzenden Bereich des Plangebietes sind nach dem Regel-
werk der DB AG auszuführen und ggf. mit der DB Netz AG im Vorfeld abzustimmen. 
 
Bei Anpflanzungen im an die Bahnanlagen grenzenden Bereich des Plangebietes ist dauerhaft sicher-
zustellen, dass die Sichtverhältnisse sowie der Regellichtraum nicht eingeschränkt werden. Eine Ge-
fährdung des Eisenbahnbetriebes durch herabstürzende Bäume und Äste ist auszuschließen. Der Ve-
getationsrückschnitt ist vom Verursacher vorzunehmen. 
 
Ansprüche aufgrund der Immissionen aus dem bestehenden Eisenbahnbetrieb einschließlich einer hö-
heren Streckenauslastung können nicht geltend gemacht werden.  
 

5 Überschwemmungsgebiet 
Das Plangebiet l iegt geringfügig innerhalb des gesetzl ich festgeschriebenen und natürlichen Über-
schwemmungsgebietes der Bigge. 
 

6. Niederschlagswasser 
Bei einer Entwässerung im Trennsystem ist die Klärung der Niederschlagswasser gemäß dem Runder-
lass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (IV-9 031 
001 2104 – vom 26.5.2004) „Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung im Trennverfahren“ 
vorzunehmen. Hierbei ist die Einhaltung der Kategorie II -schwach belastetes Niederschlagswasser- 
(Anlage 1 zum RdErl. vom 26.05.2004) sicherzustellen. 

 
7. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 

Schallschutz 
Während der Nachtzeit wird bei Beurteilungspegeln über 45 dB(A) für Schlafräume die Anordnung von 
schallgedämmten fensterunabhängigen Lüftungselementen empfohlen.  
Die Lüftungseinrichtungen dürfen die jeweilige Gesamtschalldämmung der Außenfassade nicht ver-
schlechtern. 
 
Lichtimmissionen 
Gemäß Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, des Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Energie und Verkehr und des Ministeriums für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport v. 13.09.2000 (MBL. NRW. S. 1283, ber. MBL.2001 S.457) ist 
zu berücksichtigen, dass Lichtemissionen hinsichtlich Aufhellung und Blendwirkungen an der nächsten 
Wohnbebauung nicht zu Überschreitungen führen. 
Die Hinweise des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) über die schädliche Einwirkung von 
Beleuchtungsanlagen auf Tiere –insbesondere auf Vögel und Insekten – und Vorschläge zu deren Min-
derung v. 16.11.2000 (Anlage zu dem Erlass v. 13.09.2000) sind zu beachten. 
 

8. Boden 
Bei Wohnnutzung oder anderer empfindlicher Nutzung wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens die Durchführung einer detaill ierten nutzungsbezogenen Bodenuntersuchung empfohlen. 
 
Aushubarbeiten sind innerhalb der in der zeichnerischen Darstel lung gekennzeichneten Flächen durch 
einen Fachgutachter zu überwachen und zu begleiten. Der Aushub ist entsprechend der technischen 
Regeln der Ländergemeinschaft Abfall  (LAGA) zu verwerten bzw. zu entsorgen.  
 

9. Artenschutz  
Um eine baubedingte Zerstörung von Nestern sowie Störungen von Vögeln während der Fortpflan-
zungszeit zu vermeiden, ist die Baufeldräumung außerhalb der Brutzeit (März bis August) durchzufüh-
ren.  
 
Eingriffe - besonders in Gehölzbestände - soll ten grundsätzlich möglichst kleinflächig erfolgen. Hierzu 
sind die nicht in Anspruch genommenen Vegetationsbereiche während der Baumaßnahmen durch ge-
eignete Absperrungen etc. zu schützen. Eine Nutzung von Gehölzbeständen als Baustellenfläche, Bau-
stoff- oder Zwischenlager oder Baustellenzufahrt ist auszuschließen. 
 
Abriss- und Sanierungsarbeiten an Gebäuden einschließlich der Deckenplatte der Bigge sind im Zeit-
raum Oktober/ November durchzuführen. 
Während der Abrissarbeiten muss eine fledermauskundige Person vor Ort oder kurzfristig erreichbar 
sein. Im Vorfeld ist abzuk lären, wo gefundene Fledermäuse im Bedarfsfall gepflegt werden können. 

 

Einzelhandelsbetriebe, die Waren und/ oder Dienstleistungen zur Erregung sexueller Bedürfnisse oder 
deren Befriedigung anbieten und Bordelle sowie bordellartige Betriebe und Einrichtungen sind in den 
Mischgebieten MI 1 wie MI 2 nicht zulässig.  
 

 
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind innerhalb der Mischgebiete die gemäß § 6 (3) BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Vergnügungsstätten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
 

1.5 Wohngebiete WA 1 mit den Teilbereichen WA 1.1, WA 1.2 und WA 1.3, 2 und 3 gemäß § 4  
BauNVO 
Gemäß § 1 (4) und (5) BauNVO sind innerhalb der Wohngebiete WA 1, 2 und 3 die gemäß § 4 (2) 
BauNVO allgemein zulässigen, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie Schank- und 
Speisewirtschaften (Nr. 2) nicht zulässig. 
Nicht störende Handwerksbetriebe (Nr. 2) sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (Abs. 3 Nr. 
2) können ausnahmsweise zugelassen werden. 

 
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind innerhalb der Wohngebiete WA 1, 2 und 3 die nachfolgend gemäß § 4 (3) 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes: 
Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
Nr. 3 Anlagen für Verwaltungen, 
Nr. 4 Gartenbaubetriebe, 
Nr. 5 Tankstellen. 

 
 
 
2. Stellplätze und Garagengeschosse gemäß § 12 BauNVO i. V. m. § 9 (1) Nr. 4 BauGB 

2.1 Gemäß § 12 (6) BauNVO sind oberirdische Stel lplätze nur innerhalb der  festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie innerhalb der mit St festgesetzten Flächen zulässig. 

2.2 Garagengeschosse sind innerhalb der mit unterirdischen Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

2.3 Garagengeschosse sind innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen bis zu einer 
Höhe von 1,00 m über Geländeoberkante zulässig. 

 
2.4 Innerhalb des MK 1.2 sind Garagengeschosse innerhalb der mit unterirdischen Baugrenzen festgesetz-

ten überbaubaren Grundstücksflächen nur bis zur Geländeoberkante zulässig. 
Gemäß § 12 (6) BauNVO sind oberirdische Stel lplätze im MK 1.2 nur innerhalb der mit St festgesetzten 
Flächen zulässig Unterhalb der öffentl iche Verkehrsfläche zwischen MK 1.1 und MK 1.2 s ind innerhalb 
der mit unterirdischen Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche ebenfalls unterirdi-
sche Garagengeschosse zulässig. 

 
 
3 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

Lärmpegelbereiche 
An Gebäudefronten, die an den durch Lärmpegelbereiche (LPB) gekennzeichneten Baugrenzen oder 
Baulinien, parallel zu diesen oder in einem Winkel bis einschließlich 90° zu diesen stehen, werden Min-
destanforderungen an den passiven Schallschutz entsprechend der Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 
(„Schallschutz im Hochbau“) festgesetzt, die bei Neu-, Um- und Anbauten einzuhalten s ind. 
Die Schalldämmmaße der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen (im Sinne des § 2 Abs. 7 i.V.m. § 48 
BauO NRW) sind unter Berücksichtigung der Raumnutzung nach DIN 4109 in Verbindung mit den 
zeichnerisch festgesetzten Lärmpegelbereichen nachzuweisen. Der Nachweis ist nach DIN 4109 zu 
führen. Hierzu kann die Vorlage einer Bescheinigung einer/ eines anerkannten Sachverständigen für 
Schallschutz gefordert werden. 

 
Erforderliche Schalldämmmaße 

V ANLAGE 
 
 
 Pflanzliste 
  

 
 
Bäume im Straßenraum 
 
Großkronige Bäume: 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Aesculus carnea  Rotblühende Kastanie 
Til ia cordata Winterl inde 
Fagus Sylvatica Rotbuche 
Quercus robur Stieleiche 
Acer pseudoplatanus Bergahorn 
Fraxinus excelsior Esche 
 
Klein- und mittelk ronige Bäume: 
Sorbus aucuparia Eberesche 
Pyrus calleryana  Wildbirne 
Corylus colurna Baumhasel 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
 
Sträucher und Heister 
 
Taxus baccata Eibe 
Sorbus aucuparia Eberesche 
Crataegus monogyna Weißdorn 
Rosa canina Hundsrose 
Corylus avellana Haselnuss 
Amelanchier Felsenbirne 
Ligustrum vulgare  Liguster 
Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 
Salix aurita  Ohrweide 
Cornus mas  Kornelkirsche 
Sorbus aria  Mehlbeere 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Carpinus betulus Hainbuche 
 
Hecken 
 
Fagus Sylvatica Rotbuche 
Carpinus betulus Hainbuche 
Crataegus monogyna Weißdorn 
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